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Konsequenzen des Gesetzes zur Finanzreform der gesetzlichen Krankenversicherung  


Sehr geehrte ,

ich schreibe Ihnen als Präsidiumsmitglied des Bundesverbandes für Ambulantes Operieren (BAO e.V.) und ärztlicher Praxisbetreiber in Ihrem Wahlkreis. Ich möchte Sie für die Konsequenzen des am 10. Juli mit der Stimme von Herrn Grasse im Bundestag verabschiedeten Gesetzes zur Finanzreform der gesetzlichen Krankenversicherung sensibilisieren.
Wie Sie sicherlich wissen, wird durch das Gesetz die Bezahlung von Gesundheitsleistungen für gesetzlich Krankenversicherte aus der entbudgetierten Gesamtvergütung in die morbiditätsbezogene Gesamtvergütung überführt. Betroffen sind beispielsweise Impfungen, Vorsorgeuntersuchungen und ambulante Operationen, die im vertragsärztlichen Bereich erbracht werden. Ungeachtet demographisch bedingt zunehmender Bedarfe wird nur noch eine begrenzte Menge an ambulant durchführbaren Eingriffen bezahlt. Die politisch angestrebte Ambulantisierung wird damit konterkariert. So führt diese gesetzlich verfügte Budgetierung dazu, dass viele ambulante Operateure und Anästhesisten bei fehlender Planungssicherheit und weiter steigenden Kosten (für Strom, EDV, Wartung medizinischer Geräte, Qualitätssicherungsmaßnahmen und Tarifsteigerungen der Gehälter ihrer Mitarbeiterinnen), geplante Erweiterungen von Sprechstunden und Neuinvestitionen verwerfen (s.a. Beispiel im Link zum Ärzteblatt Schleswig-Holstein): https://epaper.aeksh.de/epaper/schleswig-holsteinisches-aerzteblatt-2026-07-15-epa-21/?interactivelayer=1004
Die bewährten Strukturen und Abläufe in Vertragsarztpraxen sind effizient und effektiv. Sie werden von Patientinnen und Patienten auch in Ihrem Wahlkreis sehr geschätzt. Beispielsweise betreut unsere Praxis augenärztliche Kolleginnen und Kollegen, die mehrere Tausend Patientinnen und Patienten pro Jahr mit einem Augenlinsenersatz wegen eines grauen Stars versorgen und damit u.a. zur Vermeidung von Folgekosten durch häufigere Stürze aufgrund beeinträchtigter Sehfähigkeit beitragen. Planungen für zusätzliche OP-Tage werden nun nicht mehr verfolgt. Aktuell noch bestehende Terminangebote für 2027 werden hinsichtlich ihrer betriebswirtschaftlichen Haltbarkeit geprüft.
Die am 10. Juli verabschiedete Finanzreform wird sich als ein Spar- und Rationierungsgesetz absehbar zu Lasten der Versorgung von Patientinnen und Patienten auswirken, die sich weder im Krankenhaus operieren lassen wollen, noch dort operiert werden müssten. Daher appellieren wir an Sie in Ihrer Funktion im Ausschuss für Gesundheit des Abgeordnetenhauses und durch Ihren Kontakt zu Hern Grasse, die seitens des BMG angekündigten Strukturreformen im Hinblick auf eine gelingende Ambulantisierung kritisch zu prüfen und langfristig wirksame Anreize für das ambulante Operieren im vertragsärztlichen Bereich zu schaffen.
Selbstverständlich werden wir gesetzlich Versicherte, die ambulant erbringbare operative Leistungen bei uns nachfragen, über die Zusammenhänge und unsere Sicht der Dinge informieren.

Freundlich Grüße,

Praxiskontakt
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